
KRIEG Eine Koalition der

Willigen greift in Libyen ein -
doch die Entscheidung ist
international umstritten

JA

Kerstin Müller,
47, ist außen-
politische
Sprecherin
der Fraktion

der Grünen

Der UN-Sicherheitsrat hat mit
der Resolution 1973 keine „An-
griffe gegen Gaddafi" legiti-
miert, sondern beschlossen, den
„Schutz der Zivilbevölkerung"
sicherzustellen , deren Leben in
den Städten Misurata und Ben-

gasi unmittelbar bedroht war.
Seitdem Kofi Annan 2005 die

„Responsibility to protect" auf
den Weg brachte, ist es das erste
Mal seit Srebenica und Ruanda,
seit Darfur, dass die Staatenge-
meinschaft in dieser Reichweite
ihre Pflicht zum Handeln bei sol-

chen Verbrechen gegen die
Menschlichkeit auch wahr-
nimmt. Das war richtig und kon-

sequent. Es ist dennoch bitter.
Denn der Einsatz militärischer
Mittel bedeutet, dass die Politik
bereits dramatisch versagt hat.
Jahrelang hatten „dieselben" Po-
litiker Gaddafi hofiert und auf-

gerüstet. Es ist auch riskant. Ein

Eingreifen kann die Situation es-

kalieren, führt zu zivilen Opfern,
kann lange dauern. Trotz dieser
Zweifel hätte die Bundesregie-
rung zustimmen müssen, auch
wenn sie sich militärisch nicht
beteiligt. So hat sie Europa ge-
spalten und dramatisch an
Glaubwürdigkeit in der UNO
und in der arabischen Welt verlo-
ren. Eine schwerwiegende Fehl-

entscheidung!

(c) die tageszeitung-Verlagsgenossenschaft eG, Berlin
die Tageszeitung, 26.03.2011
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Ensam Kalamo
Salam, 42, aus
Kairo, war
schon vor dem

arabischen Früh-

ling Aktivist

Als Aktivist aus Ägypten bewegt
mich die Situation der Menschen
in den anderen arabischen Län-
dern sehr. Ich wünschte, die Situ-
ation in Libyen wäre anders und
der Diktator würde das Land
friedlich verlassen - wie es in

Ägypten geschehen ist. Aber
wenn es keine andere Möglich-
keit gibt, die Zivilbevölkerung zu
schützen, bin ich mit der interna-
tionalen Aktion einverstanden,

solange sie kurz ist und nur dazu
dient, diesen arroganten Führer
zu stürzen und Zivilisten zu
schützen. Auf keinen Fall darf sie
wirtschaftliche Zielen haben wie
den Zugang zu Öl - das würde die
Kluft zwischen den Menschen in
arabischen Ländern und der EU
und USA weiter vertiefen.

Stefan Göpke, 45,
lebt in Braun-
schweig und
hat den Streit

auf taz.de kom-
mentiert

Allein diese immer wieder ge-
stellte Frage zeugt von dem Un-
willen, sich mit aktuellen und re-
ellen Problemen zu beschäfti-

gen. Die Menschen, die unbeque-
me Entscheidungen meiden, de-
finieren Frieden in einer äußerst

fragwürdigen Art. „Frieden" be-
deutet für sie nur bequeme Ru-
he, der sich alle anderen Werte
unterzuordnen haben. Ohne
Freiheit und Menschenrechte ist
Frieden nur eine seichte Illusion,
eine leere Worthülse. Manchmal
muss man aber auch für seine
Grundwerte kämpfen. Dieses Pa-
radoxon lösen die Bequemen für
sich, indem sie einfach jeden, der
ihre Ruhe stört, zum Friedens-

feind erklären. Sie üben lieber ei-
nen Schulterschluss mit Frei-
heitsfeinden, die den Begriff
Frieden auch schon lange für
sich vereinnahmt haben und
Terror als friedlichen Wider-
stand, aber Selbstverteidigung
als kriegerische Gewalt definie-
ren. Ist das der „Frieden" über
den diskutiert wird? Aber mal
konkret: Nachdem nun in der

Vergangenheit die Zivilgesell-
schaft bezüglich Gaddafi versagt
hat (Claudia Roth plädierte 2004
zum Abwarten - danach war
nichts mehr zu hören), mögen je-
ne doch bitte für die konkrete,
von ihnen mitverantwortete Si-
tuation eine gewaltfreie Lösung
vorschlagen. Eine, bei der nicht
Tausende von Zivilisten massak-
riert werden. Mit einem Sieg
Gaddafis würde sicher auch wie-
der „Frieden" einkehren, aber
nicht meine Vorstellung von
Frieden!

(c) die tageszeitung-Verlagsgenossenschaft eG, Berlin
die Tageszeitung, 26.03.2011
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NEIN

Jähem Galtang,
80, istMathe-
matiker, Sozio-

loge, Politologe
und Friedens-

forscher

Ein Arzt, der seine Feinde nicht
behandelt, bricht den hippokra-
tischen Eid; eine Organisation,
die nur gegen ihre Feinde inter-
veniert, bricht das Prinzip der
humanitären Hilfe. Hätte es eine
Flugverbotszone auch über
Bahrain oder dem Gazastreifen
gegeben, hätte man sie auch ein-
gerichtet, um die Qassam-Rake-
ten der Hamas abzuwehren, wä-
re die aktuelle Intervention si-
cher leichter zu rechtfertigen. So
aber bestätigt der Einsatz der Ko-

alition aus politischer Sicht die

gängigen Klischees über das Ver-
halten imperialistischer Kräfte.
Für Großbritannien, Frankreich
und die USA wird sich das nega-
tiv auswirken. Aus ökonomi-
scher Sicht geht es sowieso nur
ums Öl. Aus menschlicher Sicht
muss man sagen, dass dieser Ein-
satz mehr Menschen töten wird,
als er retten kann. Dieser Krieg
kann viele Jahre andauern. Gad-
dafi ist ein Autokrat, aber er ist
auch aufgestanden für sein Volk,
um gegen ein Unrechtsregime
zu kämpfen. Und er besitzt im-
mer noch eine enorme Strahl-
kraft: Sollte er durch die Angriffe
der Koalition ums Leben kom-
men, wird er als Märtyrer in die
Geschichte eingehen.

Konstantin Ko-
satschew, 48, ist
Vorsitzender des

außenpoliti-
schen Ausschus-

ses der Duma

Unter den jetzigen Bedingungen
wäre eine neue Resolution von-
nöten. Russland hat versucht, im
Sicherheitsrat eine präzisere Re-
solution zu formulieren, die ei-
nen wie auch immer gearteten
Missbrauch von vornherein aus-
geschlossen hätte. Unser Vor-

schlagfand aber keine Unterstüt-
zung. Daher haben wir uns für
das so genannte kleinere Übel
entschieden. Wenn auch nur in-

direkt kam dies einer Unterstüt-
zung der humanitären Interven-
tion gleich. Gleichzeitig bedeutet
dies aber eine Absage an eine mi-
litärische Operation, hinter der
sich nichts anderes als eine poli-
tische Intervention verbirgt. Wir
lehnen die Methoden der antili-
byschen Koalition, Ordnung in
dem Land herzustellen, ab. Denn
es entsteht der Eindruck, dass die
Intervention andere Ziele ver-
folgt: die Unterstützung der Op-
position nämlich. Das bedeutet
jedoch Einmischung in die inne-
ren Angelegenheiten dieses

Staates. Nur das libysche Volk hat
das Recht, die Zukunft seines
Landes zu bestimmen.

Norman Paech,
83, ist Völker-
rechtler und
war außenpo-

litischer Spre-
cher der Linken

Wo kämen wir hin, wenn wir je-
den Schurken mit Krieg überzie-
hen würden? Wo war der Sicher-
heitsrat, als Bush Irak überfiel
mit zigtausenden von Toten?
Wer den US-Präsidenten an-
greift, ist ein Terrorist und greift
die Menschheit an. Wer Gaddafi
angreift, aber rettet die Mensch-
heit? Erst päppelt man den
Schurken, rüstet ihn auf über
Jahrzehnte, sichert sich sein Öl
und benutzt ihn zur Abwehr der
Flüchtlinge. Passt er nicht mehr
ins Konzept und sinken die Um-

fragewerte zu Hause, greift man
zur Waffe und lässt die Kriegs-
intellektuellen ihr Lied von den
Menschenrechten singen. Man
schlägt alle Vermittlungs- und
Verhandlungsangebote aus, er-
klärt, es gibt keine Alternative,
und setzt auf Bomben und Rake-
ten, um den alten Verbündeten
zu liquidieren. Wie verlogen ist
diese Politik? Wer sind hier die
Schurken? Kann man sich sein Öl
und Gas nicht mit zivilisierten
Mitteln sichern? Haben die bluti-

gen Massaker, die vielen Toten in
Afghanistan und Irak den Men-
schenrechten genutzt? Wer die
Menschenrechte mit Krieg ret-
ten will, hinterlässt immer ein
Schlachtfeld. Eines, auf dem es
keine Menschenrechte mehr
gibt.

(c) die tageszeitung-Verlagsgenossenschaft eG, Berlin
die Tageszeitung, 26.03.2011
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